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Oſtjüdiſche Einwanderung. 
Von 
Dr. Wolfgang Heinze, Karlsruhe. 


„Die 7 Millionen polniſchen, rumäniſchen, galiziſchen und anderen 
öſtlichen Juden ſind Arme und Elende; ihre Not ſchreit zum Himmel. 
Aber es ſind uns Fremde, ſie wollen es ſein, und ihre Art zu denken, 
zu erwerben und zu leben, paßt nicht in das Weſen und die Ordnung 
der weſtlichen Kulturſtaaten. Man helfe dieſen Juden des Oſtens 
aus dem Jammer ihres Leibes und der Seele, ſo wie jeder die Hilfe 
für am wirkſamſten hält; nur nicht länger auf die Weiſe, daß man 
ſie unbeſchränkt bei uns aufnimmt. Dieſe Juden ſind unſer 
Aller Unglück: fie laffen immer von neuem Schranken entſtehen, 
führen uns immer wieder Ghettoluft zu und ſind die größte Gefahr 
für das Gedeihen und die Harmonie der Völker.“ 

Dieſe Worte des deutſchen Juden Max Marcuſe beleuchten 
Deutſchlands oſtjüdiſche Frage klar; einige Zahlen mögen nähere 
Anhaltspunkte geben: 

Von den 12 Millionen Juden der Erde lebten 1911 in Rußland 
5,4 Millionen, in Oeſterreich-⸗Ungarn 2,4 Millionen, in Deutſchland 
615,000, in den Vereinigten Staaten 2,3 Millionen. Nach Kurt Aram 
(„der Zar und feine Juden“, Berlin 1914) wohnten 1914 95% der 
ruſſiſchen Juden im Anſiedelungsgebiet, davon 75% im ehemaligen 
Königreich Polen. Nach dem Geſetz vom 3. Mai 1883 dürfen die 
Juden im Anſiedelungsgebiet nur innerhalb der Städte und Marktflecken 
wohnen. Schon Anfang der 90er Jahre waren nach Aram unter 
den ruſſiſchen Juden 20% armenrechtlich Hilfsbedürftige, deren die 
Bevölkerung des deutſchen Reiches nur 3,4% zählte. Nach v. Guttry 
(„Die Polen und der Weltkrieg“, München 1915) belief ſich der 
Jahresverdienſt eines Drittels der jüdiſchen Geſamtbevölkerung 
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Kongreßpolens auf weniger als 250 Rubel, während kaum 1,5% 
mehr als 300 Rubel jährlicher Einnahmen aufwies! Schon aus 
dieſen Ziffern ergibt ſich, daß an unſeren Grenzen eine große Maſſe 
oſtjüdiſcher ſtädtiſcher Proletarier wohnt, die (wie das Beiſpiel Amerikas 
zeigt, deſſen jüdiſche Bevölkerung zum weitaus größten Teile ruſſiſcher 
Herkunft ift,) eine ausgeſprochene Neigung zur Auswanderung beſitzt. 
Daß von der oſtjüdiſchen Einwanderung fon bisher Deutſchland 
ſtark getroffen wurde, kann jeder feſtſtellen, der ſich in unſeren 
größeren Städten umſieht, wenn auch die amtliche Einwanderungs- 
ſtatiſtik darüber ſchweigt. Die Erwartung, daß die Flut der oſtjüdiſchen 
Einwanderung nach dem Kriege gewaltig anſchwellen wird, dürfte 
nicht weniger jchlünfig fein. Der knappe Rahmen dieſer Darlegung 
verbietet nähere Ausführungen über nationale, volkswirtſchaftliche 
und geſundheitliche Gefahren dieſer Einwanderung; eine breitere 
Erörterung dieſer Frage wird vorausſichtlich ohne dies bald in Fluß 
kommen. Es ſoll daher ſchon von der Annahme ausgegangen werden, 
daß ein Anwachſen der oſtjüdiſchen Einwanderung für Deutſchland 
ſchädlich ſei; darum wird lediglich von den Mitteln die Rede ſein, 
mit denen der Staat unſer Volk ſchützen ſollte, Mitteln, welche die 
oſtjüdiſche Einwanderung ganz oder teilweiſe unterbinden könnten. 

Nach den oſtpreußiſchen Aufenthaltsbeſchränkungen können 
Kinder der ſeit 1882 anſäſſigen Ausländer eingebürgert werden; 
ſpätere Zuwanderer aber müſſen alle 2 Jahre die Genehmigung 
nachſuchen dort wohnen zu dürfen. Alleinſtehende müſſen ſich ver- 
pflichten, dort keine Familie zu gründen, oder aus Rußland (Oeſter— 
reich) einzuführen. Die in den letzten 5—10 Jahren Cingewanderten 
und die feit 20 und mehr Jahren dort Wohnhaften, aber erft kürz— 
lich Verheirateten, müſſen bei der Aufenthaltsbewilligung verſprechen, 
daß ihre Söhne bei Erreichung des 9. Lebensjahres Preußen verlaſſen. 
(Nach Fritz „Die Oſtjudenfrage“, München 1915). Dieſe allgemein 
gehaltenen Beſtimmungen verfolgen zweifellos in erſter Linie den 
Zweck, der drohenden Ueberflutung dieſer Grenzprovinz durch die 
oſtjüdiſche Einwanderung vorzubeugen. Auch eine Verordnung des 
ſächſiſchen Kultusminiſteriums, die ohne weiteres Ausſchluß der Kinder 
feindlicher Staatsangehöriger aus den Schulen anordnet, fördert 
durch dieſe unangreifbare Vorſchrift die erwünſchte Richtung. Die 
dadurch in erſter Linie betroffenen oſtjüdiſchen Familien werden darin 
zweifellos und mit dem Recht ein Hemmnis im erſtrebten wirtfchaft- 
lichen und ſozialen Aufſtieg ihrer Kinder erblicken. Gerade dieſe 
jüdiſchen Kreiſe find im allgemeinen, der bildungsfeidlichen ruſſiſchen 
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Umgebung einmal entrückt, außerordentlich lernbegierig; die ein- 
gewanderten Oſtjuden erkennen klar den wirtſchaftlichen Nachteil der 
Mangelhaftigkeit ihrer Kenntniſſe. Der Schulausſchluß kann aber 
nicht nur, ſo ſehr Einzelfälle zu bedauern ſind, die betroffenen Kinder 
im allgemeinen in ihrem ſpäteren wirtſchaftlichen Vorwärtskommen 
hindern, ſondern er wird ſie auch nach Beendigung des Krieges in 
eine gewiſſe Ausnahmeſtellung durch die Erinnerung daran drängen, 
daß ſie, in der Kriegszeit vom Schulbeſuche ausgeſchloſſen, die große 
Zeit unſeres Volkes nicht zuſammen mit ſeiner Jugend verleben 
durften. Dieſe im Allgemeinen durchaus gerechtfertigte Zurückſetzung 
oſtjüdiſcher Kinder würde aber, — zumal wenn auch die anderen 
Bundesſtaaten entſprechende Verfügungen erlaſſen ſollten, — wohl 
auch unter deren zurückgebliebenen Stammesgenoſſen bemerkbaren 
Eindruck hervorrufen. Es wäre eines der erſten ſichtbaren Zeichen 
dafür, daß Deutſchland der oſtjüdiſchen Einwanderung — und nicht 
nur in ſeinen Grenzprovinzen — das heißerſehnte freie Spiel der 
Kräfte zum wirtſchaftlichen und ſozialen Emporſteigen mit allen 
Mitteln nicht gewährte. Schon damit würde ein ſtarker Anreiz für 
oſtjüdiſche Auswanderer, gerade Deutſchland heimzuſuchen, wegfallen. 
(Auch entſprechende Zulaſſungsbeſchränkungen für unſere Hochſchulen 
nach dem Kriege ſollten neu geſchaffen oder verſchärft werden.) 
Indeſſen ſind die erwähnten Vorſchriften auf beſtimmte deutſche 
Gebiete beſchränkt geblieben. Es nützt aber wenig, den Zutritt zu 
einzelnen Teilen des Reiches den Oſtjuden zu verſchließen, oder zu 
erſchweren und ihnen dafür andere bereitwillig zu öffnen, über die 
ſie dann ſpäter in alle Teile des Reiches einwandern könnten. 
Uebereinſtimmung der Verwaltungspraxis der einzelnen Bundesſtaaten 
wird hier nicht ohne weiteres zu erzielen ſein, jedenfalls konnte bis⸗ 
her ihre Einhelligkeit nicht ſchon hinſichtlich der Einwanderung von 
Ausländern, ſondern nur gegenüber der Einbürgerung (durch $ 9 des 
Reichs⸗ und Staatsangehörigkeitsgeſetzes von 1913) erreicht werden. 
Nur vom Reich kann alſo, wie auch die erwähnte Arbeit von 
Fritz annimmt, die erwünſchte Einwanderungsbeſchränkung ausgehen; 
daß aber fo einſchneidende Beſtimmungen nur durch das Geſetz ver- 
wirklicht werden könnten, bedarf wohl nicht näherer Ausführung.“) 
*) Anmerkung der Redaktion: Es jei hier darauf hingewieſen, daß die 
Ausführungen des Herrn Verfaſſers doppelte Beachtung verdienen würden, 
wenn der Krieg, wie zu hoffen, zur Annexion ruſſiſchen Gebiets führen ſollte. 
Dann würde es fic) darum handeln, einen unerwünſchten Bevölkerungs⸗ 
zuwachs, der auf andrer Kulturſtufe als die deutſche Nation ſteht, nicht nur 


durch Beſchränkung der Einwanderung ſondern auch der Freizügigkeit inner⸗ 
halb des Reichsgebiets von dem alten Boden deutſcher Kulturarbeit fernzuhalten. 
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Dieſe Annahme aber führt zu einer Vorfrage, nämlich zu der nach 
den Ausſichten einer entſprechenden Vorlage. Es muß alſo nicht 
nur die innere Begründung, ſondern auch der äußere Weg eines 
ſolchen Geſetzes beleuchtet werden. 

Ein Reichsgeſetz kann nur durch Mitwirkung der nach der Bers 
faſſung dazu berufenen Stellen zu Stande kommen; die Zuſtimmung 
des Reichstages iſt alſo erforderlich. Wird aber der Reichstag der 
Beſchränkung der oſtjüdiſchen Einwanderung zuſtimmen? Der aus 
dem allgemeinen, gleichen, geheimen, direkten Reichstagswahlrecht 
hervorgegangene Reichstag ſchwerlich. Der einzelne Abgeordnete 
wird in der Regel die öffentliche Meinung beachten, die ihm ſeinen 
Sitz verſchafft hat und dieſen Sitz ihm oder wenigſtens ſeiner Partei 
erhalten ſoll. Die öffentliche Meinung iſt aber in ſehr hohem 
Grade von der Haltung der Preſſe abhängig, mit der ſie in einer 
Art Wechſelwirkung ſteht; wie die Preſſe auf den Reſonanzboden 
der öffentlichen Meinung angewieſen iſt, ſo wird dieſe von der 
Preſſe großenteils geleitet oder gebildet. Wie würde ſich alſo die 
Tagespreſſe zur Unterbindung der oſtjüdiſchen Einwanderung als 
ſolcher ſtellen? 

Dieſe Frage kann nicht aufgeworfen werden, ohne die bisherige 
Stellungnahme der Preſſe zu erörtern. Seit etwa 1900 hat ſich 
eine Maſſeneinwanderung ruſſiſcher und galiziſcher Juden in's 
Deutſche Reich ergoſſen. Dieſe Einwanderung iſt alſo ſeit geraumer 
Zeit und zwar gerade an beſonders wichtigen Orten recht ſpürbar 
geworden, aber nur zuweilen wurden im größten und einflußreichſten 
Teile der Preſſe, d. h. den in größeren Städten erſcheinenden 
Blättern des Liberalismus und der ausgeſprochenen Linken, verſteckte 
Klagen über gewiſſe öſtliche Gewohnheiten, über Bedrohung der 
geſellſchaftlichen und wirtſchaftlichen Stellung der einheimiſchen 
Judengemeinden und dergl. laut. Jedenfalls konnten ſich ſolche 
ſeltenen, leiſen und verſtohlenen Vorwürfe in dieſer für die Zu- 
ſammenſetzung des Reichstages am meiſten in Betracht kommenden 
Preſſe nicht zu einer ernſthaften, planmäßigen und über örtliche Be- 
ſchwerden hinausgreifenden Abwehr verdichten. Wir haben ja im 
Frieden das eigentümliche Schauſpiel erlebt, daß dieſe Preſſe wohl 
gegen die einſtweilen bitter notwendige Saiſoneinwanderung ſlawiſcher 
Landarbeiter Vorſtellungen erhob, ja, daß fogar auch die foziale 
demokratiſche Preſſe ihrer Internationalität zum Trotze ſich gegen 
die Einwanderung der ſchwer entbehrlichen italieniſchen Erd- und 
Bahnarbeiter wandte, daß aber die ſehr fragwürdige oſtjüdiſche Ein- 
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wanderung, deren Nutzen für die Volkswirtſchaft niemand zu be⸗ 
haupten wagt, von dieſer Preſſe nicht mißbilligt und womöglich mit 
Schweigen übergangen wurde. Und doch hätte gerade die oſtjüdiſche 
Einwanderung ſchon im Allgemeinen angeſichts ihrer denkbar niederen 
Lebenshaltung („Verelendung“), aber auch im Beſonderen, wegen ihrer 
Neigung zum Unterbieten, ja auch unmittelbarer Gefährdung von 
Arbeiterintereſſen halber (Offenbacher Lederwarenarbeiter uſw.) die 
ſozialdemokratiſche Abwehr auf den Plan rufen müſſen. Die Urſachen 
dieſer Erſcheinung liegen zu Tage. Nur freimütige und unvorein- 
genommene Erörterung kann hier von Nutzen ſein. Mangel an 
„Zivilkourage“ kann ebenſowenig frommen, als Verkennung beſtehen⸗ 


der Hinderniſſe. Unſere Preſſe iſt nämlich, — von den Blättern 
der Rechten, des Zentrums und einiger rechtsliberaler Zeitungen 
abgeſehen, — unbedingt, wenn auch meiſt unausgeſprochen, juden- 


freundlich; ſie wird aus mancherlei, hier nicht zu erörternden Gründen 
einem Vorgehen gegen die Intereſſen des deutſchen Judentums nie 
das Wort reden. 

Nun iſt es freilich richtig, daß ſich dieſe Intereſſen des deut⸗ 
ſchen Judentums keineswegs mit denen der oſtjüdiſchen Einwanderer 
decken; der Oſtjude iſt im Gegenteil der ernſthafteſte Feind des 
deutſchen Juden, wenigſtens des Reformjuden, auf geſellſchaftlichem 
wie auf wirtſchaftlichem Gebiete. Die Mehrzahl der deutſchen 
Juden wird wohl in ihm mit Marcuſe „unſer aller Unglück“ erblicken 
und die unaufhörliche Zufuhr der „Ghettoluft“ beklagen. Aber Er- 
kenntnis iſt noch nicht entſchloſſene Abwehr; man beſorgt wohl ein— 
mal den Widerſtand der eingewanderten, aber noch nicht ein— 
gebürgerten Oſtjuden, dann aber hauptſächlich die Möglichkeit eines 
Rückſchlages auf die eigene Stellung, und das umſomehr, als der 
größere Teil der deutſchen Juden erſt in ſpäterer Zeit aus Poſen, 
Galizien und Ungarn eingewandert iſt. (Nach Blumenfeld, „Der 
Zionismus“, Preuß. Jahrbücher, Juli 1915.) Dieſe Beſorgnis kann 
nur durch Mitarbeit der deutſchen Juden an einem Geſetze, das nicht 
nach raſſepolitiſchen Geſichtspunkten gerichtet iſt, wenn es auch tat— 
ſächlich auf Unterbindung der oſtjüdiſchen Einwanderung hinausläuft, 
gehoben werden. Hilfe von dieſer Seite iſt um ſo notwendiger, als 
der ruſſiſche Jude (den der Deutſche in Mittel- und Weſtdeutſch⸗ 
land meiſt gar nicht kennt), unſerer öffentlichen Meinung ſchon bisher 
(namentlich ſeit den Pogromen von Kiſchinew und Homel 1903) als 
Märtyrer des Zarismus galt und nunmehr von manchen Kreiſen 
ſogar noch als ein Mann angeſehen wird, dem Deutſchland Dank 
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ſchulde. Die ruſſiſchen Juden nämlich, an welche der Zar einen 
aufmunternden Erlaß gerichtet hatte, ſind mittlerweile, wie in 
Deutſchland ſchnell bekannt wurde, von den ruſſiſchen Behörden 
durchweg deutſch⸗freundlicher Umtriebe verdächtigt worden. Schon 
der ruſſiſch⸗offizielle „Lemberger Bote“ veröffentlichte eine juden⸗ 
feindliche Bekanntmachung der ruſſiſchen Regierung. Der ruſſiſche 
Befehlshaber tadelte dann in einem Tagesbefehl die „feindliche Gez 
ſinnung der jüdiſchen Bevölkerung in Galizien, der Bukowina und 
in Polen“, und der ruſſiſche Führer der Winterſchlacht, v. Sievers, 
hat gleichfalls das „außergewöhnlich feindliche Verhalten“ der 
jüdiſchen Bevölkerung in einem Befehl verurteilt, ja man ergriff 
zur Sicherung des ruſſiſchen Heeres ſogar eigene Staatsangehörige 
jüdiſchen Glaubens als Geiſeln. Man hörte dann von der Bers 
ſchickung jüdiſcher Maſſen nach dem linken Wolgaufer und nach 
Oſtſibirien in plombierten Güterwagen. (Der bekannte Frachtbrief: 
„450 Juden werden ſpediert nach ... „) Freilich fien ſpäter 
mit dem Kriegsglück auch der Haß der ruſſiſchen Regierung gegen 
die „Fremdſtämmigen“, vorab die Juden zu ſinken. Die amtliche 
„Petersburger Telegraphenagentur“ gab eine Zeitungsnachricht wieder, 
nach der die Aufhebung des Anſiedlungsrayons, dieſes großen Ghetto's, 
bevorſtehe. Die amtliche „Agence Havas“ meldete ſogar am 25. Auguſt, 
der ruſſiſche Miniſterrat habe beſchloſſen, „den Juden bis zur Revi- 
ſion aller ſie betreffenden Geſetze freien Aufenthalt in allen Städten 
des Reiches zu gewähren, mit Ausnahme von Petersburg, Moskau 
und den übrigen Reſidenzſtädten.“ Man las auch vom Wegfall 
der Aufenthaltsbeſchränkungen für jüdiſche Soldaten und deren 
Kinder. Indeſſen hat die deutſche Oeffentlichkeit wohl alle dieſe 
Gerüchte mit großer Vorſicht aufgenommen, die inzwiſchen auch von 
„Rjetſch“, „Times“ und anderen großen Zeitungen widerrufen 
wurden. 

Selbſt die wenige Tage nachher aufgetauchte Nachricht, der 
Miniſterrat habe endlich den Juden erlaubt, Grundeigentum in ganz 
Rußland mit Ausnahme von Petersburg, Moskau, Turkeſtan und 
den Koſakendiſtrikten am Don zu erwerben, vermochte das über die 
Leiden der ruſſiſchen Juden im allgemeinen gut unterrichtete deutſche 
Publikum nicht zu täuſchen. Mag auch die Not der Zeit zu vor- 
übergehenden Konzeſſionen drängen, ſo ſteht doch feſt, daß die Juden⸗ 
feindſchaft der allmächtigen ruſſiſchen Bürokratie, der echtruſſiſchen 
Leute und der „getreuen Bürger“ nicht ſo leicht zu beſeitigen ſein 
wird. Hat doch ſelbſt die Mehrheit der Duma einen Antrag der 
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vereinigten nationalen Gruppen auf Gleichſtellung aller Völker Rup- 
lands, alſo auch der Juden abgelehnt! Wohl möglich, daß auch 
dieſe Reformen wie ſo viele andere in Rußland, auf dem Papier 
ſtehen bleiben werden. Jedenfalls hörten die im ganzen Reiche ver⸗ 
breiteten Verdächtigungen nicht auf (angebliche Spionage der Juden 
u. a. m.); ſchandbare Pogrome haben nach wie vor die unglück⸗ 
lichen Juden geſchlagen. Die Berichte der deutſchen Preſſe über 
diefe unmenſchlichen Greueltaten erklärten allerdings wohl überein- 
ſtimmend die Bezichtigungen ihrer Veranſtalter als Erfindung und 
die angebliche tatkräftige Deutſchfreundlichkeit der Oſtjuden des 
Kriegsſchauplatzes in dieſem Zuſammenhange als lügneriſchen ۶ 
wand zur Begehung unerhörter Grauſamkeiten. Das mag auch 
allgemein richtig ſein, denn man darf wohl annehmen, daß es der 
Oſtjude (wie ſich in Suwalki, Lodz, Warſchau und anderen Orten 
gezeigt hat), zunächſt mit dem hält, deſſen Rache eher zu fürchten 
iſt, und dann mit dem, durch deſſen Sieg der Vorteil winkt. Wie 
dem auch ſei, weite Kreiſe unſeres Volkes glauben aber an die 
Deutſchfreundlichkeit der Oſtjuden, an die Mär ihrer deutſchen 
Kulturmiſſion, deren Träger die jüdiſche Sprache ſein ſoll, an die 
Untrennbarkeit deutſch-jüdiſcher und oſt⸗jüdiſcher Intereſſen, die ſich 
in Wirklichkeit wie Feuer und Waſſer gegenüberſtehen, und danach 
an die Verwerflichkeit jeder unmittelbaren oder mittelbaren Ein: 
wanderungsbeſchränkung der Oſtjuden. Gelänge es aber unter der 
angegebenen Vorausſetzung, die Bedenken der deutſchen Juden zu 
zerſtreuen, ihre unbegründete Furcht von einem raſſepolitiſchen Rück⸗ 
ſchlag auf ihre eigene Stellung zu beſeitigen, dann, aber auch wohl 
nur dann wäre in der Tat eine Schwenkung der Preſſe, darauf der 
öffentlichen Meinung und endlich der Reichstagsmehrheit ſelbſt in 
der Oſtjudenfrage zu erwarten. 

Nach einem Telegramm der „Frankfurter Zeitung“ vom 2. Juli 
ds. Is. wurde in Holland bereits ein Ausſchuß zur Eindämmung 
der jüdiſchen Einwanderung nach dem Kriege gebildet, „dem die 
angeſehenſten niederländiſchen jüdiſchen Perſönlichkeiten beigetreten 
ſind.“ Dieſen Weg ſollte in ihrem wohlverſtandenen Intereſſe auch 
die deutſche Judenſchaft angeſichts der größeren und näheren Ge- 
fahr beſchreiten, oder wenigſtens, wenn ſie an Bewältigung dieſer 
Aufgabe aus eigener Kraft verzweifeln ſollte, ihre Mithilfe am 
großen Werke nicht verſagen. 

Schon aus dem erwähnten Grunde ſcheint ein Reichsgeſetz 
gegen die oſtjüdiſche Einwanderung als ſolche ausſichtslos. Aber 
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noch ein anderer Geſichtspunkt tritt hinzu. Wie wäre die Aus⸗ 
ſchließung nicht nur der ruſſiſchen, ſondern auch der galiziſchen 
Juden durchzuführen, die eine Million Köpfe ſtark ihren Nachbarn 
im ruſſiſchen Anſiedlungsrayon an Stammesart und Lebensführung 
im allgemeinen ganz nahe ſtehen? Wie wäre dieſe Ausſchließung 
gegenüber unſerem öſterreichiſch-ungariſchen Bundesgenoſſen durch- 
zuſetzen? Schon vor dem Kriege gab das Verfahren der deutſchen 
Verwaltungsbehörden gegenüber den galiziſchen Wanderarbeitern 
dem Polenklub und dann dem Wiener Miniſterium des Auswärtigen 
mehrfach Anlaß zu Vorſtellungen, die — glücklicherweiſe erfolglos — 
auf Aenderung der deutſchen Praxis zielten. Wie wäre aber eine 
Einwanderung öſterreichiſcher Staatsangehöriger zu unterbinden, die 
nicht über Krakau und Oderberg uſw., ſondern über Wien oder 
Innsbruck ins deutſche Land fluten wollte? Denn, daß die große 
Mehrzahl der galiziſchen Juden den Umweg über Wien oder Prag 
nicht ſcheuen würde, um das gewünſchte Ziel zu erreichen, darf als 
ſicher angenommen werden. Und doch iſt auch die jüdiſch-galiziſche 
Einwanderung gewiß unerwünſcht; in Theater, Literatur und Preſſe, 
alfo in der breiteſten Oeffentlichkeit, ift das ſogenannte „Galizier⸗ 
tum“, namentlich in Berlin, ſchon jetzt zu unerfreulicher Bedeutung 
gediehen. Zudem würde es wohl vielen ruſſiſchen Juden gelingen, 
ſich beſonders auf dem Wege über Oeſterreich-Ungarn aber auch die 
Schweiz oder andere Länder — womöglich nach Erwerb der Staats— 
angehörigkeit des Durchgangslandes — in Deutſchland feſtzuſetzen. 
Auch wird jedenfalls Galizien ſeine alte Anziehungskraft auf die 
ruſſiſchen Juden nach dem Kriege behalten, vielleicht ſogar ſteigern 
und ſchon dadurch unſere eigene innere Entwicklung bedrohen. 
Nach Segel („der Weltkrieg und das Schickſal des jüdiſchen Volkes“, 
Verlag Georg Stilke, Berlin 1915) haben ſich nämlich ſchon jetzt viele 
ruſſiſch⸗jüdiſche Einwanderer in Galizien und der Bukowina angeſiedelt 
und nach kurzer Zeit das öſterreichiſche Staatsbürgerrecht erworben. Ein 
Landesbürgerrecht gibt es aber in Oeſterreich nicht; die Heimat in 
irgend einem der im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder 
hat das öſterreichiſche Staatsbürgecrecht und damit die geſetzliche 
Freizügigkeit zur Folge. Mit Recht ſagt nun Aram, daß die ruſſiſch— 
jüdiſche Einwanderung nach Galizien fih in einer ſtarken Abwande— 
rung aus dieſem Kronlande zeige, „und dann in einem ſtändigen, 
unbezweifelbaren Anwachſen noch nicht europäiſierter Kreiſe, die bis 
weit nach Deutſchland hinein ihre Wellen ziehen.“ 

Die galiziſche Gefahr zeigt ſich alſo hier in neuer Beleuchtung: 
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wie Deutſch⸗Oeſterreich den galiziſchen Juden als gegebene Eingangs⸗ 
ſtraße zum deutſchen Reiche erſcheint, ſo wird der ruſſiſche Jude 
Galizien als ideales Durchgangsland zu demſelben Ziele anſehen. 
Die Folgen, die ſich hieraus für eine Einwanderungspolitik beſonders 
mit Rückſicht auf unſeren öſterreichiſch-ungariſchen Bundesgenoſſen 
ergeben, wurden {hor oben erwähnt. Jedenfalls wird ihm gegen- 
über eine völlig ausgeſprochene „Oſtjudenſperre“ ſchwer durchzu⸗ 
führen ſein. 

Der Weg einer ausgeſprochenen raſſepolitiſchen Einwanderungs⸗ 
beſchränkung ift alfo m. E. aus praktiſch-politiſchen Rückſichten 
zurzeit nicht gangbar: das auſtraliſche Muſter (Zurückweiſung der 
Einlaßbegehrenden als Angehöriger beſtimmter Raſſen oder Staaten) 
iſt undurchführbar. Die im übrigen groß angelegte Schrift von 
Fritz, welche die ganze Frage in einer wohl bisher unerreichten 
Breite und Tiefe aufgerollt hat, erklärt freilich ein Einwanderungs— 
geſetz nach auſtraliſchem Muſter als allein geeignet, um wirkſam der 
Gefahr zu begegnen. Aber mancher, der auch in einem ſo gerichteten 
Einwanderungsgeſetz ein Ideal erblicken mag, wird zugeben, daß 
ſolche Wünſche nicht flugs nach dem Frieden verwirklicht werden 
könnten, dazu müßten Widerſtände gebrochen werden, die unter den 
gegenwärtigen deutſchen Verhältniſſen nicht von heute auf morgen 
zu beſeitigen ſind. Inzwiſchen würde aber, mangels durchführbarer 
Einwanderungsbeſchränkungen eine oſtjüdiſche Hochflut über unſere 
Grenze hereinbrechen, die ſpäter nicht leicht abfließen würde. Wer 
ſich auf den Boden der gegebenen Verhältniſſe ſtellt und zu erreichen 
ſucht, was nach der einmal gegebenen Sachlage zu erreichen iſt, der 
kann ſich nur für das amerikaniſche Muſter entſcheiden. Darnach 
wären von der Einwanderung“) durch Reichsgeſetz auszuſchließen: 

1. Leute eingeſtandener oder betätigter geſellſchaftsfeindlicher 
Geſinnung; 

2. Arme und Erxwerbsunfähige; 

3. Die mit einer anſteckenden, gemeingefährlichen oder abs 
ſchreckenden Krankheit Behafteten; 

4. Leute unter einem gewiſſen Bildungsſtande. 

Zu 1: Geſellſchaftsfeindliche Geſinnung allein wäre nicht zu 
faſſen; fte müßte, um die Abweiſung zu rechtfertigen, zur Betdti- 
gung geſteigert erſcheinen. Als ſolche dürfte aber wohl ſchon die 
Zugehörigkeit zu einer offenkundig antiſoziale Zwecke verfolgenden 


*) Anmerkung der Redaktion. Und auch von der Zuwanderung aus 
annektierten ruſſiſchen Provinzen. 
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Verbindung, nicht erſt agitatoriſches Auftreten oder gar Begehung 
von geſellſchaftsfeindlichen Gewalttaten anzuſehen fein. Dieſer Bez 
griff läßt übrigens der Auslegung weiten Spielraum; etwaige Reihs- 
tagsverhandlungen könnten zu feiner engeren Begrenzung führen. 
Möglicherweiſe wäre es für die Landesverteidigung, zumal bei Be- 
ſorgnis neuer ruſſiſcher Kriegsgefahr, erwünſcht, auch ſolche Perſonen 
von der Einwanderung auszuſchließen, welche in dieſem Kriege die 
Waffen gegen Deutſchland oder ſeine Verbündeten getragen haben. 
Ob das aber angeſichts des großen Bedarfes von Landwirtſchaft 
und Induſtrie an flawiſchen Wanderarbeitern in vollem Umfange 
durchzuführen wäre, ſteht dahin. 

Zu 2: Die große Maſſe der ruſſiſchen Juden iſt ſehr arm; 
(ſ. o.), daher ſollte ein Exiſtenzminimum für die Einwanderung 
(200 M. in England und Amerika) vorgeſchrieben werden. Wäre 
auch eine ſolche Beſtimmung leicht zu umgehen, ſo würde ſie doch 
immerhin eine Erſchwerung der Maſſeneinwanderung bedeuten. Vom 
Nachweis dieſes Exiſtenzminimums ſollten nur flawiſche Wander- 
arbeiter und italieniſche Arbeiter entbunden ſein, die nachweisbar 
von Landwirtſchaft oder Induſtrie benötigt werden. Nachweis des 
Exiſtenzminimums allein ſchaltet freilich die Beſorgnis vor künftiger 
Verarmung noch nicht aus; auch Erwerbsfähigkeit ſollte vom ſelb— 
ſtändigen Einwanderer verlangt werden. Dabei iſt zu beachten, 
daß die Oſtjuden meiſt mit ihren oft kinderreichen Familien über— 
ſiedeln, während die ſlawiſchen Wanderarbeiter wie die Italiener 
weit häufiger ihre Familien daheim laſſen, der Einwanderungsbehörde 
gegenüber alſo meiſt den Nachweis der Erwerbs- und damit Unter⸗ 
haltsfähigkeit nur für die eigene Perſon ſchulden. Dieſer Nachweis 
würde den meiſten oſtjüdiſchen Einwanderern um ſo ſchwerer fallen, 
als ſie zu landwirtſchaftlicher Tätigkeit offenſichtlich untauglich und 
zudem in der Regel gar nicht gewillt ſind, auch irgend eine beruf— 
liche handwerksmäßige Ausbildung (dank der ruſſiſchen Geſetzgebung 
und Verwaltungspraxis) nicht beſitzen. Sie kämen alſo nur als 
ungelernte Fabrikarbeiter, Handlanger oder Kopfarbeiter in Betracht; 
in letztgenannter Beziehung dürfte aber die bei den meiſten vor- 
handene Unkenntnis der im deutſchen Verkehr allein gangbaren 
(deutſchen und lateiniſchen) Alphabete einen berechtigten Wettbewerb 
und damit ihre Zulaſſung ausſchließen. Nach Fritz befanden ſich 
unter den erwachſenen Männern der jüdiſchen Einwanderung nach 
den Vereinigten Staaten, die von 1880—1912 2258000 Köpfe 
betrug, 64% ohne erlernten Beruf und 22% des Leſens Unkundige. 
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Die oſtjüdiſchen Einwanderer ſind danach meiſt als „unproduktive“ 
Arbeiter anzuſehen, die kaum induſtrielle und noch weniger land- 
wirtſchaftliche Werte zu ſchaffen imſtande ſind, die vielmehr faſt nur 
auf Handelsgewinn rechnen können, der, nach ihrer mangelhaften 
Vorbildung zu ſchließen, vielfach nur bedenkliche Wege wandeln 
könnte. Die Fähigkeit zu rechtmäßigem Erwerbe, — und allein als 
ſolche ſollte „Erwerbsfähigkeit“ zu gelten haben — fehlt alſo weiten 
Schichten der oſtjüdiſchen Einwanderung, die, ſoweit dies der Fall 
iſt, gewiß als unheilvoll zu bekämpfen iſt. Der unproduktiven, aber 
ſpekulativen Art jüdiſcher Einwanderer lag nach ihrer körperlichen 
und geiſtigen Beſchaffenheit der Wunſch nahe, den Hauſiererberuf 
zu ergreifen. Die deutſchen Verwaltungsbehörden haben nun im 
allgemeinen das Reich wenigſtens vor der Ueberflutung durch ein 
oſtjüdiſches Hauſiererproletariat dadurch bewahrt, daß ſie ſeit einigen 
Jahren faſt allgemein Ausländern, insbeſondere polniſchen und 
ruſſiſchen Juden Wandergewerbeſcheine (S 56 Gewerbeordnung), 
verſagten. Im Hauſiererbetrieb der Ausländer wird aber nur ein 
Teil des unproduktiven Erwerbes getroffen, warum ſoll der Kreis 
nicht erweitert und deswegen die Einwanderung unproduktiver 
Arbeiter überhaupt, insbeſondere jene von mittelloſen und erwerbs⸗ 
unfähigen Perſonen, die nachweisbar weder von der Induſtrie, noch 
von der Landwirtſchaft benötigt werden, unterſagt werden? 

Schon jetzt iſt Perſonen, die mit einer abſchreckenden oder an⸗ 
ſteckenden Krankheit behaftet, oder in einer abſchreckenden Weiſe ent: 
ſtellt ſind, der Wandergewerbeſchein zu verſagen (§ 57, Abſ. 1, 
Gewerbeordnung). Auch wenn der Nachſuchende blind, taub oder 
ſtumm iſt, oder an Geiſtesſchwäche leidet, iſt der Wandergewerbeſchein 
(gem. § 57 a Ziff. 2 Gew.⸗Ordnung) in der Regel zu verſagen. 
Perſonen, die in abſchreckender Weiſe entſtellt ſind, dürfen auch 
nicht als Begleiter des Wandergewerbeſchein-Inhabers mitgeführt 
werden. (Vergl. u. a. v. Landmann, Kommentar zur Gewerbe-Ordn., 
Note 27 zu 1157). Der Geſetzgeber hat damit feine unzweideutige 
Anſicht dargetan, die Bevölkerung vor geſundheitlichen Gefahren und 
Widrigkeiten zu bewahren. Dementſprechend haben auch die hierfür 
zuſtändigen Verwaltungsbehörden im allgemeinen wohl die Frage 
danach, ob eine Krankheit als „abſchreckend“ bezeichnet werden kann, 
und ob der Nachſuchende in abſchreckender Weiſe entſtellt iſt, im 
Sinne eines geſunden Volksempfindens beantwortet und in recht zahl⸗ 
reichen Fällen dieſer Art die Erteilung des Wandergewerbeſcheines 
und damit das Feilbieten von Waren im Umherziehen uſw. verſagt. 
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Es iſt aber nicht einzuſehen, warum nur das Wandern innerhalb des 
Bundesgebietes und nicht ſchon deſſen Betreten den bezeichneten 
Perſonen, die doch ohnedies meiſt auf den Kleinhandel, alſo regen 
Verkehr erpicht ſind, unterſagt ſein ſollte. Als mit anſteckenden oder 
abſchreckenden Krankheiten behaftete und danach zurückzuweiſende 
Einwanderer wären nicht nur wie bisher fräße- und trachomkranke 
Perſonen (typiſche Erkrankungen ſlawiſcher Wanderarbeiter) anzuſehen, 
ſondern auch Taube, Stumme, Blinde, Krüppel, Geiſteskranke, Idioten, 
Geſchlechtskranke und Tuberkulöſe. Dabei iſt zu beachten, daß unter 
den Juden nicht nur Geſchlechtskranke, ſondern auch Geiſteskranke, 
Idioten und nicht Vollſinnige verhältnismäßig häufig zu finden ſind 
(alte Raſſe; Inzucht). Eine beſonders bequeme, aber auch berechtigte 
Handhabung zur Abhaltung dieſer unerwünſchten Elemente könnte 
eine geeignete Unterſuchung der Einwanderer auf Tuberkuloſeverdacht 
bieten. Man kann wohl mit Recht behaupten, daß kein Volksteil 
Europas der Verbreitung dieſer Volksgeiſel einen ſo günſtigen Boden 
bietet, als der der Oſtjuden. Die Tuberkuloſe findet ſich vorwiegend 
unter der ärmeren Bevölkerung: 20% der ruſſiſch-jüdiſchen Be- 
völkerung waren, wie erwähnt, ſchon Anfang der 90er Jahre auf 
Armenunterſtützung angewieſen, während in Deutſchland die Zahl 
der Hilfsbedürftigen nur 3,4% betrug. Die Tuberkuloſe iſt unter 
der ſtädtiſchen, zumal großſtädtiſchen Bevölkerung weit verbreiteter 
als unter der ländlichen; die ruſſiſchen Juden wohnen zu 95% 
im Anſiedelungsgebiet und das Geſetz vom 3. Mai 1883 hat ihnen 
verboten, ſich im Anſiedelungsrayon außerhalb der Städte anzuſiedeln. 
In Polen lebten fie fon feit dem 17. Jahrhundert vorwiegend in 
den Städten. (Nach Fritz machen die Juden in 74 von 116 Städten 
Polens mehr als 50%, in Warſchau 37% der Bevölkerung aus.) 
Die allgemeine Körperbeſchaffenheit, wie die Reinlichkeit und Lebens⸗ 
führung ſind ebenfalls von großer Wichtigkeit für die Verbreitung 
der Tuberkuloſe, und kaum irgendwo in Europa gibt es wohl ein 
ſchmutzigeres, engbrüſtigeres Volk als das unter proletariſchen Lebens- 
gewohnheiten ſtehende Oſtjudentum, für das die ruſſiſche Regierung 
beſondere Militärmaße einzuführen genötigt war. Daß die große 
Maſſe der oſtjüdiſchen Einwanderer tuberkuloſeverdächtig iſt, lehrt 
der Augenſchein. Allerdings ſoll gerade unter den Oſtjuden die 
Tuberkuloſe nicht verbreitet ſein, man behauptet, daß ſie im langen 
Ghettoleben immun dagegen geworden ſeien. Dem iſt einerſeits 
entgegenzuhalten, daß in Rußland ſehr viele tuberkulös Erkrankte 
nicht als ſolche behandelt werden, alſo nicht als tuberkulös gelten. 
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Andererſeits iſt es Erfahrungstatſache, daß auch latente Tuberkuloſe, 
und um ſolche ſoll es ſich vielfach bei den Oſtjuden handeln, bei 
Auswanderung der mit ihr Behafteten akut entflammen und ſich 
auch auf Nachkommenſchaft im akuten Stadium übertragen kann. 
Dazu kommt die offenkundige Neigung der Oſtjuden, in der neuen 
Heimat das proletariſche Ghettoleben der alten fortzuſetzen und 
damit die denkbar wirkſamſten Vorbedingungen für das Einniſten 
wie die Verbreitung der Tuberkuloſe unter größeren ſtädtiſchen 
Menſchenmaſſen zu ſchaffen. 


Die Kenntnis des deutſchen oder lateiniſchen Alphabets Ivers 
den ſich viele Oſtjuden daheim nicht ſo bald aneignen; hat doch 
ſogar ein großer Teil der ſchon ſeit Jahren ſehr ſtarken ameri⸗ 
kaniſch⸗-oſtjüdiſchen Einwanderung noch nicht Lefen, geſchweige denn 
ein europäiſches Alphabet erlernt, ſodaß die Einwanderungsbe⸗ 
hörden gezwungen waren, ſich teilweiſe auch hebräiſcher Schrift⸗ 
zeichen zu bedienen. Die Forderung der Kenntnis eines der in 
Deutſchland allein gangbaren Alphabete, d. i. des deutſchen oder 
lateiniſchen (polniſchen) wäre daher ſehr erwünſcht; ſie wäre auch 
vom nationalen Standpunkte aus offenſichtlich unmittelbar zu 
rechtfertigen. Im Hinblick auf die Richtung eines großen Teiles 
der öffentlichen Meinung, wäre wohl der Hinweis darauf erſprieß⸗ 
lich, daß dieſe Maßnahme vor allem auch die nur des ruſſiſchen 
Alphabetes Kundigen treffen würde. Vielleicht wäre zugunſten 
der ſlawiſchen Wanderarbeiter eine Ausnahme zu erreichen. 


Selbſtverſtändlich wäre Fertigkeit im Leſen und Schreiben, 
wie die elementare Vertrautheit mit ſolchen Wiſſenszweigen zu 
verlangen, deren Kenntnis für den dauernden Aufenthalt in 
Deutſchland, zumal vom nationalen Standpunkt aus, dringend not⸗ 
wendig iſt. (Vaterländiſche Geſchichte, Staatsbürgerkunde, Geo- 
graphie uf.) Gerade diefe Dinge würden ja der ſeitherigen 
ruſſiſchen Umgebung der Einlaßbegehrenden und daher auch dieſen 
ſelbſt am wenigſten geläufig ſein. Der Nachweis dieſer Kennt— 
niſſe wäre durch nicht allzu umſtändliche Vorkehrungen zu er- 
bringen, ſo daß ein Scheitern der Ausführung nicht zu be— 
ſorgen wäre. 


Weitere Beſchränkungen wären wohl ſchwer durchzuſetzen; ihre 
Verbindung mit den eben genannten Ausſchließungsgründen könn⸗ 
ten das Gelingen des ganzen Werkes geſährden. Dazu würde auch 
eine Vorſchrift nach dem Beiſpiel der ſozialiſtiſchen amerikaniſchen 
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Forderung gehören, „nach Ausſchluß ſolcher Raſſen und Völker, 
die bis jetzt noch nicht in den Kreis moderner Gütererzeugung ge- 
zogen und unfähig find, fih den Arbeitern des Landes anzupaſſen“. 
Hierdurch würden im Gegenſatz zu den vier erſten Kategorien 
amerikaniſchen Vorbilds Beſchränkungen befürwortet, die von na- 
tionalen, nicht von unmittelbar individuellen Eigentümlichkeiten 
ausgehen. Damit würde aber eine keineswegs eindeutige, ſondern 
recht diskutable Erörterung von nationalen Eigentümlichkeiten ein⸗ 
ſetzen, die den Vertretern der Intereſſen der Oſtjuden erſt recht 
Gelegenheit geben würde, deren angebliche Deutſchfreundlichkeit, 
Kenntnis der deutſchen Sprache und danach deutſchen Weſens, 
wie ähnliches Blendwerk, womöglich zu ungunſten ſlawiſch⸗öſter⸗ 
reichiſcher Analphabeten, in hellem Lichte glänzen zu laſſen. Nein, 
lehnt man das auſtraliſche Muſter aus dem angeführten Grunde 
ab, dann muß man auch die oben erwähnte Forderung verwerfen. 
Zeigen wir aber durch Beſchränkung auf die erwähnten vier 
Punkte des amerikaniſchen Muſters der deutſchen Oeffentlichkeit, 
daß das Geſetz jedermann, der die angeführten unerwünſchten 
Eigenſchaften beſitzt, treffen ſollte, nicht aber die Oſtjuden als 
ſolche (wenn dieſe Beſtimmungen auch auf Unterbindung ihrer 
Einwanderung hinauslaufen), dann ſind eben dieſe Vertreter des 
Oſtjudentums zum mindeſten nicht mehr in der günſtigen Lage, 
ihre Schützlinge als Märtyrer oder gar als Wohltäter gegen 
eine „gehäſſige Ausnahmegeſetzgebung“ verteidigen zu müſſen; 
ihnen liegt dann vielmehr die weit undankbarere Aufgabe ob, eine 
Bevorrechtung der oſtjüdiſchen Einwanderer vor anderen Einlaß⸗ 
begehrenden zu fordern, obwohl die allgemein gehaltenen, offen⸗ 
ſichtlich wohlbegründeten Ausſchließungsgründe ein Fernhalten 
aller betroffenen Kategorien vom Reichsgebiet als unleugbar 
wünſchenswert erſcheinen ließen. 

Zur Fernhaltung der Oſtjuden hat man auch ein Linderungs⸗ 
mittel: diplomatiſche Unterſtützung der zioniſtiſchen, auf Paläſtina 
gerichteten und in Galizien wie in Kongreßpolen weitverbreite⸗ 
ten Pläne, ſo weit ſie mit den Wünſchen der osmaniſchen Regie⸗ 
rung in Einklang zu bringen ſind, empfohlen. Paläſtina iſt 25 000 
Quadratkilometer, alfo nur knapp 1/2 fo groß wie das Deutſche 
Reich, dabei iſt ſeine bebaute Fläche ſehr gering: nach der amt⸗ 
lichen Statiſtik ſind im Regierungsbezirk Jeruſalem nur 5,28, 
in der Provinz Beyrut 9,76% der Bodenfläche angebaut. Auf 
dieſem verhältnismäßig kleinen Gebiete zählt man unter 650 000 
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bis 700000 Einwohnern (1913) 110000 Juden, von denen gegen 
12000 landwirtſchaftliche Anſiedler find. (1867 wohnten dort 
12 500; 1881: 25 000; 1897: 50 000 und 1913: 110 000 Juden.) 
(Nach Blumenfeld.) Wir ſtehen alſo vor der Tatſache, daß ſich 
die jüdiſche Einwanderung ſtark vermehrt hat, daß aber die Zahl 
der jüdiſchen Landwirte eine ſehr kleine geblieben iſt. Und doch 
erwartet der Zionismus für die Zukunft des Judentums Gewinn 
nur von dem natürlichen Leben einer in Paläſtina bodenſtändigen 
und mit der Scholle verknüpften jüdiſchen Bevölkerung! Mit Recht, 
denn überall ſtrömt der Jungbrunnen jeder Volkskraft vom Lande, 
von der getreidebauenden Bevölkerung übrigens, und nicht von 
der, die weniger notwendige Nahrungsmittel als Genußmittel 
(Wein, Mandeln, Orangen u. dgl.) wie der jüdiſche Landwirt in 
Paläſtina hervorbringt. Dieſen tatſächlichen Verhältniſſen ent- 
ſprechend ſind wohl auch die Hoffnungen des Zionismus weniger 
ausſchweifend, als vielfach angenommen wird: „Wenn es ge— 
lingt, im Laufe der nächſten Jahrzehnte einige Hundert- 
tauſend Juden in Paläſtina ſeßhaft zu machen und allmählich 
durch Einwanderung in andere türkiſche Provinzen einen erheb— 
lichen Teil des jüdiſchen Volkes zu koloniſieren und dieſe Juden 
durch die hebräiſche Sprache zu einer ſchöpferiſchen kulturellen 
Einheit zuſammenzuſchließen, fo wird dadurch der geſamten Juden- 
heit die Möglichkeit einer jüdiſchen Weiterentwicklung geſchaffen.“ 
Die „Paläſtinahoffnung“ des Zionismus könnte danach im beſten 
Falle wohl zu einer langſamen Abſickerung eines kleinen Bruch— 
teiles der 7 Millionen Köpfe ſtarken ruſſiſchen, galiziſchen und 
rumäniſchen Juden führen, nimmermehr aber zu einer ſchnellen 
und fühlbaren Eindämmung der Hochflut ruſſiſch-jüdiſcher Aus- 
wanderer, die ſich unmittelbar nach dem Kriege über die öſtlichen 
Grenzprovinzen in reißender Stärke ergießen könnte. 

Nun will man freilich dieſen Abfluß oſtjüdiſcher Auswan— 
derer nicht nur nach Paläſtina, ſondern auch nach dem angren- 
zenden Syrien, ja nach dem ganzen türkiſchen Reiche leiten. Aber 
zunächſt iſt es fraglich, ob der Zionismus, den man doch als 
Haupttriebkraft dieſer Beſtrebungen in Dienſt ſtellen will, ge- 
neigt wäre, ſeine „Paläſtinahoffnung“, d. i. fein ganzes Streben 
in dieſem Umfange zu erweitern. Gewiß wünſcht man eine ſtarke 
Durchdringung der Türkei durch jüdiſche Elemente, aber auf die 
Beſiedelung des gelobten Landes, das doch eine nur verhältnis- 
mäßig geringe Zahl von Juden aufgenommen hat, will man den 


1ttp://rcin.org.pl 


Oſtjüdiſche Einwanderung. 113 


Hauptnachdruck legen. Es iſt dazu recht zweifelhaft, ob die Türkei 
der oſtjüdiſchen Einwanderung in dem geforderten Maße entgegen⸗ 
kommen würde; bisher iſt dies jedenfalls nicht der Fall geweſen. 
Es mag wohl richtig ſein, daß, wie zioniſtiſche Schriftſteller gern 
hervorheben, das Judentum im großen und ganzen mit dem 
Islam gut gefahren ift; aber das ift ein etwas unſicherer Wechſel 
auf die Zukunft. Es iſt auch wohl wahr, daß die Jungtürken, und 
beſonders die Sekte der Dömnes, durch mancherlei Beziehungen 
mit Juden verknüpft ſind; es iſt aber ſehr die Frage, ob ſie ge⸗ 
willt wären, gerade die einlaßbegehrenden, meiſt unproduktiven 
Oſtjuden mit demſelben Maße zu meſſen, wie die ſpanioliſchen 
Sephardim. Damit foll nun keineswegs gejagt fein, daß die oft- 
jüdiſche Abwanderung nach der Türkei und beſonders nach Palä— 
ſtina, die immerhin einigen Erfolg verſpricht, nicht wenn irgend 
angängig in jeder Weiſe gefördert werden ſollte; nur darf doch vor 
hie und da zu hochgeſpannten Erwartungen gewarnt werden. 

Aber auch die Auswanderung nach England, Canada, Sid- 
afrika, Auſtralien, Argentinien (die bisherigen Verſuche der „Je- 
wish Colonization Association“ des Barons Hirſch waren dort 
freilich wenig erfolgreich) und vor allem dem typiſchen Einwan⸗ 
derungsland der Vereinigten Staaten iſt ins Auge zu faſſen. Den 
Oſtjuden, der erſt ſeit wenigen Jahrzehnten als Auswanderer 
auftrat, mußte die republikaniſche Staatsform, das freie Spiel 
der Kräfte locken, die ihn neben günſtigen wirtſchaftlichen Daſeins⸗ 
bedingungen aller Hemmungen des gedrückten öſtlichen Ghetto- 
lebens ledig zu machen verſprach. Unſer Deutſchtum hat das 
höchſte Intereſſe daran, daß ein ſtarker ruſſiſch-jüdiſcher Auswande⸗ 
rungsſtrom nach Amerika flutet, das ſeit 1881, dem Beginn 
großer Judenverfolgungen Millionen ruſſiſche Juden aufgenom- 
men hat; ob das aber angeſichts der wachſenden Verſchärfung der 
Einwanderungsbeſtimmungen möglich ſein wird, ſteht dahin. Im⸗ 
merhin meint der Oſtjude Binjamin Segel in ſeiner Schrift „Der 
Weltkrieg und das Schickſal des jüdiſchen Volkes“ (Berlin 1915), 
daß Amerika mit einer gewaltig anſchwellenden Einwanderung 
rechnen müſſe. Freilich unterſtellt Segel hierbei den wohl aus⸗ 
geſchloſſenen Fall einer ruſſiſchen Gebietserweiterung. Auch ein 
anderer jüdiſcher Kriegsſchriftſteller, Blumenfeld, nimmt an, daß 
Amerika auch nach dem Kriege das Ziel der kapitalloſen Auswan⸗ 
derer bleiben werde, trotzdem ſich auch dort die Verhältniſſe für 
die Einwanderer ungünſtiger geſtaltet hätten. 

Preußiſche Jahrbücher. Bd. CLXII. Heft 1. 8 
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Vielleicht verſpricht ein anderes Mittel beſſeren Erfolg, näm⸗ 
lich das, den Juden den Aufenthalt in Rußland erträglicher zu 
geſtalten, und dadurch den Anreiz zur Auswanderung fortfallen zu 
laſſen. Rückſichten der Menſchlichkeit wie der Politik weiſen auf 
dasſelbe Ziel, Rußland zu zwingen, ſeinen „Fremdvölkern“ (wie 
ſie auf ihrem eigenen Boden in Rußland ſelbſt genannt werden, 
in dem doch nur 44% der Geſamtbevölkerung zur herrſchenden 
Nation der Großruſſen gehören), menſchliche Daſeinsbedingungen 
zu gewähren. Die von unſeren Gegnern fo gern geſpielte, dant- 
bare Rolle des „Anwalts der kleinen Völker“ follte auch Deutſch— 
land liegen, aus allgemein politiſchen, wie aus den beſonderen 
Gründen, die ſich aus dem Intereſſe an Schwächung der Stoßkraft 
des ungefügen Zarenreiches ergeben. Das weite ruſſiſche Reich 
mit ſeinen wohl noch größtenteils ungehobenen Bodenſchätzen und 
ſeinem außerordentlich ſchnell wachſenden Wohlſtand müßte dem 
durch ſeine Geſchäftsgewandtheit, Bildung, Tatkraft und Welt— 
anſchauung der heimiſchen Bevölkerung geſchäftlich überlegenen 
Juden als ein ideales Ausbeutungsfeld erſcheinen, wenn er eben 
von ſeinen läſtigen Feſſeln gelöſt wäre. Beſäße er wirklich un⸗ 
beſchränkte Freizügigkeit und Gewerbefreiheit, dann würde er wohl 
jagen „ubi bene ibi patria“ und im Lande bleiben. Schon jetzt 
haben die meiſten oſtjüdiſchen Auswanderer das ferne Amerika, 
deſſen Sprache ſie nicht einmal kannten, das aber ein weites, reiches 
Land iſt, welches ihnen freie wirtſchaftliche und zudem ſoziale Ent- 
wicklungsmöglichkeiten bietet, dem engeren und überſetzten Lande 
der deutſchen Nachbarn vorgezogen. Würde ihnen Rußland ſelbſt 
erträgliche Daſeinsbedingungen bieten, dann würde ihr Opportunis⸗ 
mus auch Rußland gelten, das ihre Stammesgenoſſen nur in Ver⸗ 
zweiflung verlaſſen hatten. Eine andere Frage wird freilich die 
danach ſein, ob es gelingen könnte, von einem beſiegten Rußland 
ein Entgegenkommen in dieſer Richtung zu erzwingen. Warnend 
iſt das rumäniſche Beiſpiel. 

Nach dem Berliner Kongreß hatten die Großmächte das neuge— 
ſchaffene Königreich, einen Staat zweiten oder dritten Ranges, 
verpflichtet, den Juden Gleichberechtigung zu gewähren und ihre 
Anerkennung der rumäniſchen Souveränität von Durchführung 
dieſer Gleichberechtigung abhängig gemacht. Man half ſich durch 
eine Umgehung. Alle Einwände der Großmächte änderten an 
dieſem Zuſtande nichts. Freilich iſt dabei zu berückſichtigen, daß 
einzelnen Großmächten, wie vor allem Rußland, die jüdiſch-ru⸗ 
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mäniſche Sache nicht allzu ſehr am Herzen lag, daß die Großmächte 
ſelbſt in offener oder verſteckter Gegnerſchaft einander gegenüber⸗ 
traten, und daß das wirtſchaftlich und politiſch erſtarkende Rumä⸗ 
nien viel umworben war. Der große Krieg würde allerdings dem 
Befiegten den Willen des Siegers in unzweideutigerer und ſicherer 
Weiſe aufdrängen, aber eine ausreichende Gewähr für die Zu⸗ 
kunft wäre vielleicht trotzdem nicht geſchaffen. Die brutale und 
gewinnſüchtige, judenfeindliche ruſſiſche Bureaukratie würde wohl 
nach wie vor der großen Maſſe der armen Juden, — und die 
kommen ja für die Auswanderungsgefahr allein in Betracht, — 
das Leben erſchweren. Was von Rumänien tatſächlich nicht zu er⸗ 
zwingen war, würde von dem viel mächtigeren Rußland, deſſen 
Bevölkerungszahl raſch wächſt, noch ſchwerer zu erreichen ſein. 
Eine ruſſiſche Revolution allerdings, die mit dem gegenwärtigen 
Zarismus aufräumen würde, könnte ſehr wohl die Lage der Juden 
in Rußland grundlegend ändern, aber das ſind Möglichkeiten, die 
noch keineswegs in greifbare Nähe gerückt ſind. 

Es muß aber noch ein anderer Geſichtspunkt hervorgehoben 
werden: Von den 5—6 Millionen Juden des Zarenreiches wohnen 
wie erwähnt etwa 95% im Anſiedelungsrayon, 75% davon im 
ehemaligen Königreich Polen, d. i. einem Lande, das möglicher- 
weiſe der ruſſiſchen Herrſchaft für immer entzogen werden wird. 
Da der Anſiedelungsrayon, ſoweit er nicht zum Gebiete des neu- 
erſtandenen Königreiches Polen geſchlagen würde, größtenteils 
vielleicht einem zweiten neuzubildenden Staate, der Ukraine, an- 
gehören würde, ſo würde nur ein verhältnismäßig kleiner Teil 
der Oſtjuden im Gebiete des ruſſiſchen Reiches bleiben und 
dann ein ſolcher, der ſchon bisher minder gedrückt, meiſt wohl das 
Land ohnedies nicht verlaſſen wollte. Daß die neuen Staaten 
Polens und der Ukraine nicht einer Judengeſetzgebung nach ruſſi⸗ 
ſchem Muſter folgen würden, iſt ohne weiteres anzunehmen. Je⸗ 
denfalls hat das vormalige Königreich Polen von Alters her 
(Schutzbriefe Boleslava des Frommen von 1264 und Kaſimirs 
des Großen von 1334) eine weit judenfreundlichere Haltung als 
die ruſſiſche Regierung gezeigt. Indeſſen wäre es wohl möglich, 
daß den Juden, wenn auch nicht der Staat, ſo doch das Volk in 
Polen mit geſellſchaftlicher Meidung und wirtſchaftlichem Boy⸗ 
kott häuſig gegenübertreten würde, ein Grund mehr, um ihnen 
die Auswanderung aus ihren überfüllten Ghettos nahezulegen. 
Daher meint auch Blumenfeld, daß: Mid in den volniſchen Ge- 
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bietSteilen die Neigung zur Auswanderung ſtark bemerkbar ma- 
chen werde. Wie auch die politiſchen Grenzen nach dem Kriege 
geändert werden mögen, ein erträgliches Zuſammenleben zwi⸗ 
ſchen Polen und Juden ſcheint unmöglich zu ſein. Die unbeſchreib⸗ 
lichen Judenhetzen der ruſſiſchen Machthaber, die wir jetzt erleben, 
ſind großenteils auf Denunziationen der Polen zurückzuführen.“ 
Die Polen ihrerſeits beſchuldigten die Juden, namentlich die zu⸗ 
gewanderten „Litwaki“ (die aber auch viele polniſche Juden für 
ſich gewonnen haben), der Liebedienerei gegenüber Rußland. Nach 
von Guttry richteten die polniſchen Juden bei den hartnäckigen 
Kämpfen der Polen um die Einſetzung des Polniſchen als Unter- 
richtsſprache in Privatſchulen an die Regierung ein dringendes 
Geſuch um Beibehaltung des Ruſſiſchen als Unterrichtsſprache. 
Wie mir ein ruſſiſcher Jurit einmal offenherzig ſagte, beabfich- 
tigte die ruſſiſche Regierung: „zwei Fliegen mit einer Klappe zu 
ſchlagen und durch die Abſchiebung ruſſiſcher Juden nach Polen 
beide Fremdvölker gegeneinander auszuſpielen und auszuräuchern.“ 
Auch Aram weiſt darauf hin, daß in der polniſchen Geſellſchaft 
antiſemitiſche Regungen häufiger geweſen feien als in der ruffi- 
ſchen. Dagegen meint Segel, daß in Unterſtützung der verfolgten 
Juden: „die chriſtliche, namentlich die polniſche Bevölkerung nicht 
zurückgeblieben ſei. Die Edelleute und Großgrundbeſitzer, ſogar 
die Bauern gaben Lebensmittel, die Bürger ſpendeten Kleidungs⸗ 
ſtücke“. Dieſe Abweichungen ſind wohl mit der Verſchiedenheit der 
Verhältniſſe Kongreß⸗Polens und Galiziens zu erklären. Beſon⸗ 
ders in Warſchau hatte der Ausfall der Dumawahlen (1905 
wählten die Warſchauer Juden einen unbekannten Arbeiter als 
Vertreter der Landeshauptſtadt) und der polniſche Boykott die 
Gemüter erregt, während Segel mit Befriedigung die Tatſache 
erwähnt, daß Oſtjuden in Lemberg und in Krakau Vizebürger⸗ 
meiſter feien, daß fie hohe Beamten und Präſidenten von Handels- 
und Advokatenkammern wären u. dgl. Wie dem auch ſei, mag 
man dem polniſchen Nationalcharakter oder anderen Umſtänden 
die Urſache der polniſch-jüdiſchen Zerwürfniſſe zuſchreiben, jeden- 
falls wird das wohlhabende Deutſchland auf die Juden des juden- 
feindlichen Kongreß⸗Polen mindeſtens dieſelbe Anziehungskraft 
ausüben, welche bisher fo zahlreiche Juden aus dem judenfreund- 
lichen Galizien über unſere Grenzen lockte, zumal da Polen 
wie der größte Teil Galiziens als ausgeſogener Kriegsſchauplatz 
ſchwer gelitten haben. 
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Dieſe Vorſchläge zur Beſchränkung der Einwanderung der 
Oſtjuden werden dieſen gewiß nicht gefallen, manchen ihren Geg⸗ 
ner aber wohl auch nicht. Vielfach würde vermutlich eine entſchie⸗ 
denere Löſung gutgeheißen, und jede „Verwäſſerungspolitik“ ver⸗ 
worfen werden . Das Vorbild der angeführten ſächſiſchen und oft- 
preußiſchen Beſtimmungen, die raſſe-politiſchen Hinweiſe aus guten 
Gründen vermeiden, aber dadurch überhaupt erſt in die Lage ge⸗ 
langen, die ungebetene oſtjüdiſche Einwanderung mit Schärfe zu 
treſfen, iſt nicht nach Jedermanns Geſchmack. Das Wünſchens⸗ 
werte iſt aber nicht immer das Erreichbare. 

Sollte ein wirkſamer Grenzſchluß auf die eine oder andere 
Weiſe gelingen, ſo wäre unſer deutſches Volk einer ſchweren Ge⸗ 
fahr überhoben. Die deutſchen Juden zumal wären einer ernſten 
Bedrohung ihrer geſellſchaftlichen und wirtſchaftlichen Stellung 
entronnen. Sollte es aber vollends glücken, den himmelſchreienden 
Pogromen in Rußland Einhalt zu gebieten, ja den Juden in 
Rußland ſelbſt menſchenwürdige Daſeinsbedingungen zu bereiten, 
dann hätte Deutſchland auch dem geſamten Judentum den wert⸗ 
vollſten Dienſt erwieſen, der ihm in feiner wechſelvollen euro- 
päiſchen Geſchichte je zuteil geworden iſt. 
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Regierung und Volkswille 


Eine Vorlesung von Hans Delbrück 
Preis 1.20 Mk. Gebd. 2.— Mk. 


Das Buch geht aus von einer Analyse des Begriffes ,,Volkswille und 
weist nach, dass dieser Begriff eine Fiktion, eine Art Mythus ist; ein „Volks- 
wille im staatsrechtlichen Sinne existiert nicht und kann nicht existieren. Was 
wir in modernen Staaten Volksvertretung nennen, muß auf eine ganz andere 
Art begründet werden und ist in den verschiedenen Staaten etwas sehr ver- 
schiedenes. Das Altertum kannte überhaupt noch nicht den Begriff der Reprä- 
sentation, das Mittelalter noch nicht den Begriff der Majoritát. Den Hauptin- 
halt des Buches bildet der Vergleich zwischen dem parlamentarischen und dem 
konstitutionellen oder dualistischem System, das in Deutschland herrscht. Der 
Verfasser weist nach, daß dieses System dem Volke zum mindesten einen 
ebenso starken Einfluß auf die Geseßgebung gewährt, wie das parlamentarische 
System, und diesem in vieler Beziehung weit überlegen ist. Dabei wird auch 
die Nationalitätenfrage in den modernen Staaten behandelt, der Mißerfolg der 
bisherigen preußischen Polenpolitik dargelegt und das Programm einer anderen 
besseren Polenpolitik entwickelt. Theoretisch ist das Buch von Bedeutung als 


7 ein neuer Versuch von originaler Kraft, die Politik wissenschaftlich zu be- bd 
3 gründen. Dem praktischen Politiker werden seine aus den geschichtlichen = 
33 Analogien geschöpften Gedanken um so mehr Anregung bringen, als auf die == 
ü Tagesmeinung keinerlei Rücksicht genommen wird. i 
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